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i, Justizangestellte 
als Urkundsbeamter 
der Geschäftsstelle

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In Sachen

des Arbeiters Theodor
Str. »

Klagers und Revisionsklägers,

- Frozeßbevollmächtigter2 Rechtsanwalt

gegen

seine Ehefrau Erna 
)-A

geb
-Straße 0 ?

- Prozeßbevollmächtigter:

Beklagte und JFcevisionsbeklagte
Rechtsanwalt

hat der IV. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom K. November 1962 unter 
Mitwirkung des Senatspräsidenten Ascher und der Dundes­
richter Johannsen, Maaß, Dr. Loewenheim und Dr. Graf

für Recht erkannt:

Das Urteil des 4o Zivilsenats des Oberlandes­
gerichts in Düsseldorf vom 30. Januar 1962 wird 
aufgehoben.
Der Rechtsstreit wird zur anderweiten Verhandlung 
und Entscheidung, auch über die Kosten der Revision, 
an das Berufungsgericht zurückverwiesen.

Von Rechts wegen
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Tatbestand:

Die Parteien haben am WtL. Oktober 1952 geheiratet.
Sie sind deutsche Staatsangehörige, der Kläger ist 
katholischen, die Beklagte evangelischen Bekenntnisses. 
Kinder sind aus der Ehe nicht hervorgegangen. Der Kläger, 
dessen erste Ehefrau verstorben ist, hat aus jener Ehe 
einen jetzt etwa 1h Jahre alten Sohn. Der letzte eheliche 
Verkehr der Parteien hst nach der Behauptung des Klägers 
im Sommer 1957, nach der der Beklagten am 10. Juli I960 
stattgefunden. Die Parteien haben sich im Sommer 1957 
in der ehelichen Wohnung getrennt. Die Beklagte ist 
Ende 1957 aus dieser ausgezogen und lebt z. Zt. bei ihrem 
Vater. Nach ihrer Tr*annung von dem Kläger hat sie eine 
Heiratsannonce aufgegeben. Der Kläger hat die frühere 
eheliche Wohnung inzwischen aufgegeben. Er hat mit seinem 
Sohn aus erster Ehe schräg gegenüber von seiner alten 
Wohnung im ersten Stock eine Dreizimmerwohnung inne.
In demselben Hause wohnen im Erdgeschoß seine verheiratete 
Schwester mit ihrer Familie sowie die Schwester der Be­
klagten, die etwa 22 Jahre alte Hildegard BflBHHfc.

Die Beklagte hatte Ende 1957 eine auf § 45 Satz 1 EheG 
gestützte Scheidungsklage gegen den Kläger erhoben, diese 
aber im zweiten Termin am 4- März 1958 zurückgenommen.
Die ebenfalls auf § 45 Satz 1 EheG gestützte Widerklage 
des Klägers hat das Landgericht Duisburg durch Urteil 
vom 28. April 1959 abgewiesen. Das Oberlandesgericht hat 
die Berufung des Klägers gegen jene Entscheidung durch 
Urteil vom 8. Januar I960 zurückgewiesen.

Der Kläger hat behauptet, die Beklagte habe seine 
ernstliche Aufforderung, nach Abweisung der Widerklage 
die Ehe mit ihm wieder aufzunehmen, keine Folge geleistet. 
Gleichzeitig habe sie ihn unerlaubter Beziehungen zu



ihrer Schwester Hildegard bezichtigt. Der
Kläger ist der Auffassung, daß die Beklagte sich hier­
durch schwere Eheverfehlungen habe zuschulden kommen 
lassen und daß die Scheidungsklage deshalb gemäß § 43 
Satz 1 EheG gerechtfertigt sei.

Er hat weiter vorgetragen, daß die Scheidung der Ehe 
nach der dreijährigen Heimtrennung der Parteien infolge 
ihrer tiefgreifenden und unheilbaren Zerrüttung auch 
gemäß § 48 Abs. 1 EheG begründet sei. Daß die Beklagte 
keine innere Bindung an die Ehe mehr habe, ergebe sich aus 
ihrer Klageerhe.bung im vorangegangenen Rechtsstreit und 
daraus, daß sie nach der Trennung der Parteien eine 
Heiratsannonce aufgegeben habe.

Der Kläger hat beantragt, die Ehe der Parteien aus 
Verschulden der Beklagten zu scheiden, hilfsweise die 
Ehe ohne Schuldausspruch zu scheiden.

Die Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen*

Sie hat die Behauptungen des Klägers bestritten und 
ausgeführt, daß der Kläger sie nur zum Schein zur Wieder­
herstellung der Khe aufgefordert habe. Er könne ihr wegen 
der im Hause des Klägers lebenden Verwandten, die feind­
lich gegen sie eingestellt seien, auch nicht zuinuten, mit 
ihm in seiner jetzigen Wohnung zusammen zu wohnen. Im 
Vorprozeß habe sie die Scheidungsklage nur auf Drängen 
des Klägers erhoben und auch die Heiratsannonce im Jahre 
1957 nur auf Veranlassung des Klägers aufgegeben. Das 
Angebot auf die Heiratsannonce habe sie auch nicht beant­
wortet. Den von ihr verfaßten Antwortbrief habe sie nicht 
obgesandt, sondern ihn so hingelegt, daß der Kläger ihn 
gefunden habe.
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Das Landgericht hat die Ehe der Parteien gemäß 
§ 48 Abs. 1 EheG geschieden.

Die Beklagte hat Berufung eingelegt mit dem Antrag, 
das Urteil des Landgerichts zu ändern und die Klage ab­
zuweisen, hilfsweise den Kläger für schuldig an der Schei­
dung zu erklären. Der Kläger hat beantragt, die Berufung 
der Beklagten zurückzuweisen.

Das Berufungsgericht hat beschlossen, durch Vernehmung 
der Parteien Beweis darüber zu erheben, ob die Anregung 
zu dem vorangegangenen Ehescheidungsrechtsstreit vom 
Kläger ausgegangen sei, und ob die Beklagte die Heirats­
annonce im Jahre 1957 nur auf Drängen des Klägers wider 
Villen aufgegeben habe, ob sie die Absicht gehabt habe, 
den Kläger eifersüchtig zu machen, und ob sie den Antwort­
brief auf das auf Grund der Annonce eingegangene Schreiben 
nur geschrieben habe, um ihn dem Kläger in die Hand zu 
spielen. In der Niederschrift über die zur Aufnahme 
dieses Beweises bestimmte Verhandlung vom Januar 1962 
heißt ess "Die Parteien wurden zur Sache gehört.”

Das Berufungsgericht hst das Urteil des Landgerichts 
geändert und die Klage abgewiesen.

Der Kläger hat gegen das am 30. Januar 1962 verkündete 
Urteil des Berufungsgerichts Revision eingelegt. Er hat 
beantragt, das angefochtene Urteil aufzuheben und den 
Rechtsstreit zur anderweiten Verhandlung und Entscheidung 
an das Berufungsgericht zurückzuverweisen. Die Beklagte 
hat gebeten, die Revision zurückzuweisen.

Entscheidungsgründe:

Die Revision ist begründet
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Das Berufungsgericht hat festgestellt, daß die 
Parteien seit mehr als drei Jahren getrennt leben, daß 
ihre Ehe unheilbar zerrüttet ist und daß der Kläger diese 
Zerrüttung mindestens überwiegend verschuldet hat- Mit 
Rücksicht auf den Widerspruch der Beklagten hat es die 
Scheidungsklage abgewiesen, da nicht erwiesen sei, daß 
die Beklagte sich nicht mehr an ihre Ehe gebunden fühle 
und auch nicht bereit sei, die Ehe fortzusetzen.

Mit Recht rügt die Revision, daß das Berufungsgericht 
gegen §§ 160, 161, 313 ZPO verstoßen hat, da es die Aussaget 
der zu Beweiszwecken vernommenen Parteien weder in der 
Sitzungsniederschrift noch im Berufungsurteil wieder­
gegeben hat. Die Parteien solltenu. a«. darüber vernommen 
werden, welche Umstände die Beklagte im Jahre 1957 ver­
anlaßt hatten, eine Heiratsannonce aufzugeben, wie sie 
sich auf das ihr zugegangene Schreiben des Heiratsinteres­
senten verhalten habe und was sie veranlaßt habe, im Vor­
prozeß auf Scheidung der Ehe zu klagen. Diese Tatsachen waren 
erheblich, um feststellen zu können, ob die Beklagte sich 
noch an ihre Ehe gebunden fühle. Wenn sie aus freien 
Stücken die Ehescheidungsklage erhoben und die Heirats­
annonce aufgegeben haben sollte, und wenn sie gar dann 
noch mit dem Heiratsinteressenten in Verbindung getreten 
ist, könnte das ein wesentliches Anzeichen dafür sein, daß 
auch sie sich nicht mehr an i'bre Ehe gebunden fühlt.

Das Berufungsgericht hat in den Entscheidungsgründen 
des angefochtenen Urteils nur ausgeführt, die Vernehmung 
der Parteien in der mündlichen Verhandlung habe keine 
Aufklärung darüber gebracht, ob die Beklagte, wie sie 
behauptet, auf Ehescheidung allein auf Veranlassung des 
Klägers geklagt habe. Es hat weiter ausgeführt, ebenso­
wenig könne daraus auf eine mangelnde innere Bindung der 
Eekl^gten an die Ehe geschlossen werden, daß sie im Zu­
sammenhang mit jener Scheidungsklage eine Heiratsannonce



aufgegeben und auf eine Zuschrift ein Antwortschreiben 
verfaßt habe* Es könne dahingestellt bleiben, ob dies 
nur geschehen sei, um den Klüger eifersüchtig zu machen, 
wie die Beklagte jetzt behauptet, und es möge auf sich 
beruhen, ob sie über Beckanschriften mit Heiratsintereasenten 
korrespondiert habe, wie der Kläger noch vortrage* Jeden­
falls habe es die Beklagte, wie nichts anderes bewiesen 
sei, darauf zu keiner ernsthaften adf eine andere eheliche 
Bindung hinzielende Beziehung mit einem anderen Manne kommen 
lassen* Bie Heiratsannonce und die etwaige daran anknüpfende 
Korrespondenz könnten, abgesehen von dem von der Beklagten 
behaupteten Motiv, sehr wohl auch einer augenblicklichen 
Verärgerung und 'Verstimmung zuzuschrciben sein, ohne daß 
daraus schon auf den Mangel einer inneren Bindung an die ;
eheliche Gemeinschaft geschlossen werden könnte* Im übrigen 
gehe es auch nicht an, ohne weiteres aus in der Vergangen­
heit liegenden Verhaltensweisen der Beklagten die allein

" 1
nach dem jetzigen Zeitpunkt zu beurteilende Präge der ?
inneren Bindung an die Ehe zu beantwc&^itt* Es sei auch .ll

» . ‘ .. •••’• >. *
nicht erwiesen, daß die Beklagte kein! zumutbare Bereit- S j
schaft zur Portsetzung der ehelichen Lebensgemeinschaft "Äj
mehr habe* Sie habe bei ihrer Vernehmung vor dem Senat j
eindeutig erklärt, daß sie an der Ehe festhälte.

Bamit hat das Berufungsgericht den §§ 160, 161, 313 
ZPO nicht genügt* Wenn es auch nicht notwendig war* die 
Aussagen der Parteien in der Sitzungsniederschrift fest­
zuhalten, hätten sie doch in ihren wesentlichen feilen f
im angefochtenen Urteil, und zwar möglichst in dessen 
Tatbestand, getrennt von den Entscheidungsgründen, wieder- j 
gegeben werden müssen* Hur dann wäre das Eevisionsgericht t
in der Lage gewesen, zu prüfen, ob das Berufungsgericht bei J 
der Anwendung des § 48 Abe« 2 letzter Halbsatz EheG von /;?
zutreffenden rechtlichen Erwägungen ausgegangen ist und •
ob es bei der ihm obliegenden Tatsachenfeststellung nicht 
gegen Verfahrensvorschriften verstoßen hat*



- 7 -

Wegen dieses Verfahrensmangels muß das angefochtene 
Urteil aufgehoben und der Rechtsstreit zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen werden« ohne daß auf die weiter von der 
Revision vorgetragenen Rügen einsugehen ist.

Ascher Johanneen Maaß Br. Loewenheim Pr. Graf
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